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Umsetzung des Ganztagsanspruchs –  
Forderungskatalog des Hessischen Städtetages 

Beschluss von Präsidium und Hauptausschuss des Hessischen Städtetages 
am 18. September 2025 in Marburg 

 

1. Präsidium und Hauptausschuss des Hessischen Städtetages sehen vor dem 
Hintergrund der Genese des Rechtsanspruchs im Achten Buch Sozialgesetz für die 
Umsetzung des Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung nach wie vor das Land 
im System Schule zuvorderst in der Umsetzungspflicht, auch bezüglich der 
finanziellen Beteiligung. Sie erwarten daher einen signifikanten Ausbau der 
Betreuungsplätze sowie eine stärkere Unterstützung durch entsprechend 
ausgebildetes Landespersonal und arbeitsrechtliche Rahmenvorgaben für das 
Landespersonal. Dazu gehören auch die Qualifizierung und Stärkung der 
Schulleitung insbesondere hinsichtlich ihrer Koordinationsleistung.  
 

2. Präsidium und Hauptausschuss des Hessischen Städtetages sind besorgt, dass 
nicht zuletzt aufgrund der unzureichenden Unterstützung durch das Land Hessen 
und des bestehenden Fachkräftemangels die Rechtsansprüche auf 
Ganztagsbetreuung nicht flächendeckend in Hessen umsetzbar sind. 

 

3. Präsidium und Hauptausschuss des Hessischen Städtetages erwarten vom Land 
Hessen, endlich ein Verständnis und eine Anerkennung für die enormen 
Gesamtkosten: Investitions- und Betriebskosten. Sie sind verwundert, dass das 
Land Hessen einen Mehrbedarf in Abrede stellt, während andere Bundesländer 
ihre Kommunen erheblich mit eigenen Mitteln unterstützen. 

 

4. Präsidium und Hauptausschuss des Hessischen Städtetages erwarten eine 
auskömmliche Finanzierung der Investitionskosten auch über das Jahr 2030 
hinaus. Verfahren und Abwicklung der zukünftigen Förderrichtlinien sollten 
vereinfacht werden.  

 

5. Präsidium und Hauptausschuss des Hessischen Städtetages erwarten zur 
Umsetzung des Konnexitätsprinzips eine dauerhafte und auskömmliche 
Finanzierung sämtlicher laufender Betriebskosten. Der Hessische Städtetag zieht 
anderenfalls eine Klageerhebung in Betracht. 

 

6. Präsidium und Hauptausschuss des Hessischen Städtetag stellen fest, dass die 
VN-Behindertenrechtskonvention zwingend in ihrer Umsetzung in den nationalen 
Gesetzen, insbesondere auch im Hessischen Schulgesetz zu beachten ist. Sie 
weisen deshalb ausdrücklich darauf hin, dass die besonderen Bedarfe von Kindern 
mit Behinderungen an Regelschulen und an Förderschulen vom Land in den Blick 
genommen werden müssen (Planung, Ausbildung, Beziehungskontinuität, 
fachliche Expertise).  

 

 



7. Präsidium und Hauptausschuss des Hessischen Städtetages sehen sämtliche 
Angebote im Ganztag als schulische Veranstaltung. Demzufolge ist in keinem Fall 
von einem Erfordernis einer Betriebserlaubnis gemäß der §§ 45 ff. SGB VIII 
auszugehen. Unter anderem ist § 15 HSchulG entsprechend klarstellend 
anzupassen. Die bisherigen, kommunalen Angebote des Schulträgers vor Ort in 
den Grundschulen müssen als ‚rechtsanspruchserfüllend‘ anerkannt werden. 

 

8. Präsidium und Hauptausschuss des Hessischen Städtetages fordern das Land 
Hessen wiederholt auf, den Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung im 
Hessischen Schulgesetz zu verankern.  

 

9. Präsidium und Hauptausschuss des Hessischen Städtetages erwarten vom Land 
Hessen eine verbindliche und überfällige Aussage zur Beteiligung der Schulen an 
den Ferienbetreuungen, auch an Förderschulen. Präsidium und Hauptausschuss 
des Hessischen Städtetages fordern das Land auf, die Ferienbetreuung nicht 
losgelöst vom Regelbetrieb zu betrachten. Eine Notbetreuung lehnen die Städte 
ab. Präsidium und Hauptausschuss des Hessischen Städtetages können sich eine 
Fassung des § 25e HKJGB-E wie folgt vorstellen: 

 

§ 25e HKJGB-E 
Anspruch auf Förderung in Tageseinrichtungen für Kinder 

im Grundschulalter 
 

Während der Ferienzeiten nach § 69 Abs. 2 Satz 3 des Hessischen Schulgesetzes 

in der Fassung vom 17. Dezember 2022 in der Fassung der Bekanntmachung vom 

31. März 2023 (GVBl. S. 234), geändert durch Gesetz vom 3. März 2025 (GVBl. 

2025 Nr. 16), können Einrichtungen nach § 24 Abs. 4 Satz 4 des Achten Buches 

Sozialgesetzbuch im Umfang von bis zu 30 Tagen im Jahr (ohne Notbetreuung) 

geschlossen werden. 

 

Das Bundesrecht ist entsprechend anzupassen. 

 

10. Präsidium und Hauptausschuss des Hessischen Städtetages fordern die 
Beteiligung des Landes an den Kosten der Schülerbeförderung, die aufgrund der 
durch den Rechtsanspruch begründeten Ganztags- und Ferienangebote 
entstehen. 
 

(Präsidium HStT 18.09.2025 in Marburg) 

 


